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Die am Wochenende im Gaza-Krieg eingesetzte Feuerpause bildet eine Zäsur. Nach über dreiwö-
chigem Blutvergießen stehen jetzt die politischen-diplomatischen Vermittlungen und die huma-
nitären Hilfsaktionen im Mittelpunkt. Für uns ist dies eine Gelegenheit, die innenpolitischen Ra-
mifikationen und Implikationen des Konfliktes zu beleuchten. Dass das kriegerische Geschehen in 
und um Gaza weitreichende innenpolitische Dimensionen hat – für die unmittelbaren Kriegspar-
teien Israel und Palästina wie für die Nachbarländer in der Region - steht außer Frage. 
Wir haben unsere Projektleiter in der Region Mittelmeerländer gebeten, diese innenpolitischen 
Hintergründe und mögliche Auswirkungen des Krieges zu analysieren und zu kommentieren. Es 
folgen Beiträge von Dr. Hans-Georg Fleck (Jerusalem), Dr. Ronald Meinardus (Kairo), Ralf Erbel 
(Amman), Alexander Knipperts (Algier) und Jörg Dehnert (Istanbul). 
 
 
Jerusalem: „Die Brunnenvergifter haben ganze Arbeit geleistet“ 
 
Israel: Der Gaza-Krieg ist ganz wesentlich eine Funktion israelischer Innenpolitik. Ohne die be-
vorstehende Wahlauseinandersetzung in Israel – seit September 2008 sind für den 10. Februar 
2009 vorgezogene Neuwahlen der Knesset angesetzt - wäre der Krieg entweder nicht so oder 
nicht zu dem nun gewählten Zeitpunkt zustande gekommen. Alle Meinungsumfragen des späten 
Jahres 2008 hatten einen Wahlerfolg der nationalkonservativen und religiösen Rechten Israels 
vorausgesagt. Dies hätte vor allem die Abwahl der von Premier Olmert bzw. (seit September 
2008) von Außenministerin Zipi Livni geführten Kadima-Partei bedeutet, jenes „shooting star“ 
israelischer Politik, der seine Existenz dem früheren (noch immer im Koma dahindämmernden) 
Premier Arik Sharon und dessen Entscheidung zur Räumung des Gazastreifens („Disengage-
ment“) im Spätsommer 2005 verdankt. Noch weit übler gebeutelt zu werden drohte die traditio-
nelle Führungskraft in der politischen Arena Israels, die sozialdemokratische Arbeitspartei. Ihr 
und ihrem Parteivorsitzenden, dem amtierenden Verteidigungsminister  Ehud Barak,  sagten  die 
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Demoskopen den endgültigen Absturz aus der „Ersten Liga“ israelischer Politik, die Verbannung 
in das breite Mittelfeld der Vielparteiendemokratie voraus. 
 
In dieser politischen Ausgangssituation sah sich Israels politische Führung nach dem Ende des 
Waffenstillstandes und dem sich wieder steigernden Beschuss der südwestlichen Randgebiete 
Israels mit den wenig zielgenauen, aber keineswegs ungefährlichen Kassam-Raketen zum Han-
deln gezwungen. Denn immer lauter wurden in der israelischen Öffentlichkeit jene Stimmen, die 
– mit Verweis auf den Raketenbeschuss – das Disengagement von 2005 als gravierenden politi-
schen Fehler bezeichneten und das harte Durchgreifen der Regierung zum Schutz von Leben, 
Gesundheit und Eigentum der bedrohten Bürger Israels einforderten – voran die auf Wahlsieg 
setzende Likud-Partei von Benjamin Netanyahu. Ein für allemal sollte die von „Hamastan“ aus-
gehende Bedrohung Israels ausgeschaltet werden.  
 
Eine klare Mehrheit der Bevölkerung optierte in Meinungsumfragen für ein militärisches Vorge-
hen gegen den Gazastreifen. Dabei stand kaum die Frage im Blickpunkt, wie und mit welchem 
genauen Ziel eine solche Militäraktion durchzuführen sei. Vielmehr ging es einerseits um eine 
Beruhigung einer – durch die Medien angeheizten – kochenden „Volksseele“ durch entschlosse-
nes Handeln der politischen Führung, zum anderen um den Nachweis, dass man aus den im 
Zweiten Libanon-Krieg begangenen Fehlern gelernt habe. Es ging kurz darum, die militärische 
Handlungsfähigkeit Israels, die Überlegenheit seiner legendenumwobenen Streitkräfte nachzu-
weisen. 
 
Auf diesem Hintergrund ist die nahezu einhellige Zustimmung der israelischen Öffentlichkeit 
zum „Vorgehen gegen die Hamas“ zu sehen. Noch 14 Tage nach Kriegsbeginn waren 82% der 
israelischen Bevölkerung der Auffassung, man agiere keinesfalls mit übertriebenen militärischen 
Mitteln, 75% meinten man solle die gegenwärtige militärische Situation bis zum Erreichen einer 
für Israel zufrieden stellenden diplomatischen Vereinbarung halten oder gar die Bodenoffensive 
ausdehnen. Gegen die Volksmeinung aufzubegehren wagten nur die Parteien der arabischen 
Minderheit in Israel und vereinzelte Stimmen der politischen Linken. In Israel wird weit stärker 
die Frage diskutiert, warum – wieder einmal – das Ausland Israel so „schlecht behandele“, wa-
rum man jetzt die Unverhältnismäßigkeit des militärischen Vorgehens Israels kritisiere, wo man 
doch zuvor zum Raketenbeschuss der Zivilbevölkerung im Negev aus dem Gazastreifen ge-
schwiegen habe. Die Stimmung von rechts bis weit in die linke Mitte besagt eindeutig: Nur 
wenn wir so handeln, wie wir es für richtig halten, ohne jegliche Rücksicht auf Dritte, können 
wir unsere legitimen Interessen, die Sicherung unseres Staates und seiner Bürger, durchsetzen. 
 
Palästina: Niemand hat auf palästinensischer Seite mit einem derart entschlossenen und drasti-
schen Vorgehen Israels gerechnet, weder die im Gazastreifen dominierende Hamas noch die sich 
in internen Richtungs- und Machtkämpfen aufreibende Führung der Fatah um den kompromiss-
bereiten, aber schwachen Präsidenten Mahmud Abbas. Die anstehenden internen Fragen paläs-
tinensischer Politik, so die turnusmäßige Neuwahl des Präsidenten oder die binnen Jahresfrist 
anstehende Neuwahl des derzeit außer Funktion gesetzten Parlamentes, rücken angesichts der 
Ereignisse und der die arabischen TV-Kanäle füllenden Bilder vom Leiden und Sterben im Gaza-
streifen in den Hintergrund. Dass diese Bilder keinen Beitrag zur Stärkung der kompromissge-
neigten Kräfte in Palästina leisten, dürfte niemanden verwundern. Sollte man zu Kriegsbeginn 
für Tage daran gedacht haben, dass hier eine – von vielen Palästinensern herzlich erwünschte – 
Schwächung der Hamas vonstatten gehe, so geht es nun vielmehr um eine erneuten „Überle-
benskampf“ des palästinensischen Volkes gegen seine „zionistischen Unterdrücker“. Und an der 
Spitze dieses Kampfes steht die islamistische Hamas, nicht die nationalistisch-säkulare Fatah.  
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Der Gestaltungsspielraum für eine moderate, auf Ausgleich und Verständigung mit Israel orien-
tierte Politik ist deutlich schmäler geworden. Die Brunnenvergifter auf beiden Seiten haben er-
neut ganze Arbeit geleistet. Beide Konfliktparteien haben - zum wievielten Male? – unter Be-
weis gestellt, dass sie zu einer Konfliktlösung aus eigener Kraft, ohne eine harte Hand der inter-
nationalen Gemeinschaft mit den USA an der Spitze, nicht in der Lage sind. Wer die Konfliktpar-
teien weiter ungestört zündeln lässt, gefährdet mittelfristig mehr als nur den Frieden in der Re-
gion Nahost. 
 
  
Kairo: „Ein Geschenk für die Fundamentalisten“ 
 
Der Krieg in Gaza ist das alles beherrschende Thema der Innenpolitik und Außenpolitik Ägyptens. 
Wie in anderen arabischen Staaten ist auch in Ägypten die Palästina-Frage eine hoch emotiona-
le Angelegenheit; die Palästinenser sind ein arabisches „Brudervolk“. Bis 1967 wurde der an 
Ägypten grenzende Gaza-Streifen von Kairo aus verwaltet. Politisch anerkennt die ägyptische 
Regierung in Kairo lediglich die von Mahmud Abbas angeführte Palästinensische Autonomie-
verwaltung; Kairos Beziehungen zu Hamas bleiben gespannt, ja eisig: Eine Anerkennung der 
Hamas komme für die ägyptische Regierung nicht in Frage, heißt es am Nil. „Mubarak wünscht 
der Hamas Pest und Cholera“, sagt ein europäischer Diplomat zu den Spannungen. Innen- wie 
außenpolitische Gründe erklären die Ablehnung. Ideologisch steht Hamas der libanesischen His-
bollah nahe, hat enge Verbindungen zu Syrien und Iran. Regionalpolitisch sind dies die Hauptwi-
dersacher Ägyptens, das zusammen mit Jordanien und Saudi Arabien eine pro-westliche (man-
che sagen sunnitische) Allianz bildet. Auch innenpolitisch ist Hamas für Kairo ein rotes Tuch: Die 
„Islamische Widerstandsbewegung“ (so die Abkürzung für Hamas) kann als eine Filiale der ägyp-
tischen Muslimbrüder bezeichnet werden, der wichtigsten oppositionellen Gruppierung in Ägyp-
ten. Offiziell sind die Muslimbrüder in Ägypten verboten; gleichwohl sind „die Brüder“ mit knapp 
zwanzig Prozent der Sitze im Parlament vertreten. Ägyptens Islamisten haben zu wichtigen 
Themen längst die Meinungshoheit erreicht; dies passt der Regierung ganz und gar nicht. 
 
Trotz der offiziellen Ablehnung unterhält Kairo enge Kontakte zur Hamas. Auch deshalb ist Kairo 
in diesem Krieg (und in früheren Krisen) das Zentrum der internationalen Vermittlungen und 
Präsident Hosni Mubarak ein umworbener Gesprächspartner. Einerseits gefällt es dem greisen 
Präsidenten, im Mittelpunkt zu stehen. Gleichzeitig aber hat Kairos Offenheit nach allen Seiten 
– und vor allem der Schulterschluss mit den USA und die formalen Beziehungen zu Israel – ei-
nen hohen innenpolitischen Preis: Allen voran die Muslimbrüder werden nicht müde, die Regie-
rung zu kritisieren und ihr Zusammenarbeit mit dem „zionistischen Feind“ vorzuwerfen. Ungüns-
tig für das Standing des Regimes war dabei auch der Besuch der israelischen Außenministerin 
Tzipni Livni in Kairo am Vortag des Beginns der Luftangriffe. Dass Mubarak sich nach Kriegsbe-
ginn beharrlich weigerte, den Grenzübergang Rafah (die einzige Verbindung von Gaza in die 
Außenwelt, die nicht durch Israel führt), zu öffnen, erzürnte Ägyptens Opposition zusätzlich.  
 
Am Grenzort Rafah manifestiert sich das ganze Dilemma der ägyptischen Gaza-Politik. Die Re-
gierung in Kairo befürchtet bei einer Öffnung der Grenze eine Wiederholung der dramatischen 
Szenen vom Januar letzten Jahres, als in wenigen Stunden über 700.000 Palästinenser – und 
damit rund die Hälfte der Bevölkerung des Gaza-Streifens – auf den ägyptischen Sinai strömten. 
Zwar kehrten diese Menschen nach einigen Tagen alle wieder nach Gaza zurück. Die ägyptische 
Regierung fürchtet jedoch das von israelischen Strategen diskutierte Szenario, das Gaza-
Problem mittels einer Vertreibung der Menschen dort auf den Sinai ein für alle Male zu lösen.  
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Aus der Sicht Kairos wäre dies auch innenpolitisch ein Albtraum, bedeutete es doch, dass die 
Hamas in Ägypten Fuß fassen würde. 
 
In den Wochen des Krieges konnten die Muslimbrüder ihre Rolle als die führende Oppositions-
kraft in Ägypten ausbauen. Ihre Vertreter erreichten mit ihrer kämpferischen Rhetorik über In-
terviews in den arabischen Satelliten-Programme in Ägypten Millionen von Haushalte; in vielen 
Landesteilen organisierten die Muslimbrüder Demonstrationen, auf denen die aufgebrachte Be-
völkerung die israelischen Angriffe verurteilte und gleichzeitig die Politik der Regierung ver-
dammte. 
 
Massendemonstrationen haben angesichts des Ausnahmezustands und des harten Zugriffs der 
Ordnungskräfte in Ägypten keine Tradition. Auch in den zurückliegenden Wochen ist die Polizei 
in vielen ägyptischen Städten gewaltsam gegen Demonstranten vorgegangen, die gegen den 
Krieg in Gaza protestierten. Derlei Mobilisierungen war man von den Muslimbrüdern nicht ge-
wohnt. 
 
Während Regierungsvertreter zu Beginn des Krieges vereinzelt - auch öffentlich - auf Hamas 
schimpften und ihr eine Mitschuld an der Eskalation der Gewalt gaben, hat sich auch das Regie-
rungslager (namentlich die Nationaldemokratische Partei des Präsidenten) auf verbale Attacken 
gegen Israel eingestimmt. In verschiedenen Landesteilen organisierte die NDP Solidaritätskonfe-
renzen mit der Bevölkerung in Gaza, die Partei sammelte Geld für die vielen zivilen Opfer des 
Krieges. 
 
Ohne Zweifel: Die grausamen Bilder aus Gaza haben viele Ägypter emotional aufgewühlt, sie 
finden die Reaktionen ihrer Regierung unangemessen. Einmal mehr wird den Menschen in Ägyp-
ten angesichts der militärischen Übermacht Israels die kollektive Ohnmacht der Araber vor Au-
gen geführt. Und angesichts der Dauerberieselung durch alle Medien mit den grauenvollen Bil-
dern gibt es kaum ein Entkommen. In dieser Stress-Situation wirken die radikalen Reden der 
Islamisten wie ein Beruhigungsmittel, eine Art Kompensation für die alltäglich empfundenen 
Erniedrigungen. Auch dieses psychologische Moment spielt – über das Ende dieses Krieges hin-
aus – den Muslimbrüdern in die Hände. Nicht nur in Ägypten, auch in anderen arabischen Län-
dern werden die Extremisten von dem Krieg profitieren, prophezeit der ehemalige UNO-Ge-
neralsekretär, der Ägypter Butros Butros Ghali: „Es ist ein Geschenk, das die Israelis den Funda-
mentalisten gegeben haben.“ 
 
Die innenpolitische Profilierung der Muslimbrüder geht einher mit einer weiteren Schwächung 
der Kräfte der Mitte: Die aktuelle Polarisierung hat die liberalen Kräfte weiter an den Rand ge-
drückt, ihre Stimmen werden kaum gehört. Ägyptens Liberale gehören der Opposition an, sie 
finden keine guten Worte für die Politik Mubaraks. Gleichwohl argumentieren sie differenzierter 
als die Muslimbrüder und lehnen Hamas ab. In der Verurteilung der „blutigen Massaker“ des 
israelischen Militärs sind sich Ägyptens Liberale mit den Muslimbrüdern einig. Auch verlangen 
sie, dass Kairo seine Diplomaten aus Tel Aviv abzieht und den israelischen Botschafter in Ägyp-
ten des Landes verweist. 
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Amman: Zorn, Trauer und Desillusion über den Westen 
 
Während sich der Zorn und die Trauer der Demonstranten in den Straßen von Amman, Beirut 
und Damaskus dieser Tage an der Oberfläche ähneln, sind die politischen Auswirkungen des 
Krieges auf die innenpolitische Situation sowie auf das Kalkül der politischen Entscheidungsträ-
ger in diesen drei Ländern durchaus unterschiedlich. 
 
Präzedenzlos ist die in dieser Offenheit zur Schau getragene Spaltung der arabischen Welt in 
zwei um Deutungshoheit, Legitimität und Einfluss konkurrierende Lager, welche sich exempla-
risch an den Ländern Jordanien, Libanon und Syrien aufzeigen lässt: Jordanien steht im Lager 
der „moderaten“ arabischen Staaten, während Syrien das Lager der „Widerstandsbewegung“ – 
zusammen mit dem nichtarabischen Iran – anführt. Der Libanon ist innenpolitisch gespalten: auf 
der eine Seite steht eine liberale - auf Diplomatie setzende – Regierungsmehrheit, auf der ande-
ren Seite die von Hisbollah angeführte Opposition. 
 
Jordanien: Obwohl das Königreich zu den zwei arabischen Ländern gehört, die einen Friedens-
vertrag mit Israel unterzeichnet haben, kann das Verhältnis zwischen der jordanischen und der 
israelischen Bevölkerung bestenfalls als kalter Frieden beschrieben werden. Mit einer palästinen-
sischstämmigen Bevölkerungsmehrheit - Resultat der Flüchtlingsströme von 1948 und 1967 - 
und der islamistischen Orientierung breiter Bevölkerungsschichten wächst zurzeit der Druck auf 
die jordanische Regierung, dem Gazakrieg diplomatische Konsequenzen im jordanisch-israe-
lischen Verhältnis folgen zu lassen. 
 
Für die jordanischen Entscheidungsträger stehen innenpolitisch wie außenpolitisch zwei Ängste 
im Vordergrund: Von existenzieller Bedeutung für Jordanien ist die Verhinderung der so genann-
ten „jordanischen Lösung“ im Nahostkonflikt, d.h. der Anschluss der Westbank an Jordanien und 
die Deklaration Jordaniens zum Ersatzstaat für die Palästinenser. Diese Sorge wird gegenwärtig 
durch die israelische Zerstörung der für einen unabhängigen Staat Palästina notwendigen Infra-
struktur verstärkt. So stellen sich einige Analysten die Frage, wie sich das Ausmaß an Zerstörung 
in Gaza anders erklären lässt, als durch die Absicht Israels, die Gründung eines unabhängigen 
Palästinas zu verhindern. 
Innenpolitisch steht die Wahrung der allgemeinen Sicherheit im Zentrum des politischen Kal-
küls. Seit Wochen wird das Straßenbild Ammans an Freitagen, vor allem in den Mittagsstunden 
nach dem Freitagsgebet, von Sicherheitskräften dominiert – die Angst, dass Massendemonstrati-
onen die palästinensisch-jordanische Machtbalance auf die Probe stellen könnten, ist groß. 
 
Der Präsident des jordanischen Stiftungspartners „Free Thought Forum“ (FTF) beschrieb die Kon-
sequenzen des Gazakrieges auf Jordanien und die Arbeit seiner liberalen Nichtregierungsorgani-
sation folgendermaßen: 
„Alle Jordanier, jedweder politischer Couleur, sind in schärfster Verurteilung des israelischen Vor-
gehens vereint. Unabhängig von Sympathie oder Gegnerschaft zur Hamas und deren Ideologie 
wird Israel, wo Umfragen eine hohe Zustimmung der israelischen Bevölkerung für den Krieg re-
gistrieren, kaum noch als Friedenspartner akzeptiert. Dieser Krieg ist dabei, den Nährboden für 
mehr Fanatismus und Intoleranz in der Region zu schaffen, und wir alle werden den Preis dafür 
bezahlen. Unsere Arbeit als FTF wird in Zukunft nicht nur sehr viel schwieriger werden, sondern 
auch noch wichtiger.“ 
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Dr. Ali Dabbas, der stellvertretende Leiter des jordanischen Zentrums für Menschenrechte ging 
noch einen Schritt weiter:  
„Die jordanische Zivilgesellschaft wird Ihre Beziehungen zu internationalen Organisationen über-
denken, vor allem zu den Menschenrechtsorganisationen, die unseres Erachtens keine klare Posi-
tion zu den Entwicklungen in Gaza bezogen haben. 
Darüber hinaus sollte Jordanien seine Partnerschaften mit den europäischen Staaten überdenken, 
die sich im Menschenrechtsrat der VN Ihrer Stimme enthielten und somit unseres Erachtens be-
wiesen haben, dass sie sich der universellen Einhaltung der Menschenrechte nicht verpflichtet 
fühlen.“ 
 
Libanon: Im Libanon, wo der Wideraufbau der im Jahr 2006 durch die israelische Armee zerstör-
ten zivilen Infrastruktur und der zerstörten Ortschaften in der südlichen Landeshälfte noch nicht 
vollständig abgeschlossen ist, warten die politischen Akteure zur Zeit noch auf den Ausgang des 
Krieges, um die Ereignisse in Gaza innenpolitisch zum eigenen Vorteil zu nutzen. Ähnlich wie in 
Jordanien, sind auch im Libanon alle politischen Akteure jedweder politischer Couleur in 
schärfster Verurteilung des israelischen Vorgehens vereint. Im Zentrum der politisch-ideolo-
gischen Auseinandersetzung steht der Konflikt zwischen „Staat“ und „Widerstand“, sprich zwi-
schen dem „Gewaltmonopol des Staates“ einerseits und der Logik und Ideologie der Hisbollah 
andererseits. 
 
Dem so genannten Lager des „14. März“, dem die zwei mit der Stiftung kooperierende politische 
Parteien „Future Movement“ und „National Liberal Party“ angehören, geht es zurzeit darum, 
einerseits einen weiteren katastrophalen Krieg zwischen Israel und der Hisbollah zu verhindern, 
und andererseits darum, sich im Vorfeld der im Juni 2009 stattfindenden Wahlen gut zu positio-
nieren. 
 
Die anti-ägyptische und anti-saudische Stimmungsmache der der Opposition nahe stehenden 
Presse erwidert die dem „14. März“ nahe stehende Presse mit Kritik an Syrien und dem Iran, die 
die „Hamas anfeuern und dabei aus bequemer Ferne dem Geschehen zuschauen". Ob die regie-
rungstreue parlamentarische Mehrheit oder aber die Hisbollah gestärkt aus dieser Krise hervor-
gehen wird, ist noch nicht absehbar. Fest steht allerdings, dass es liberale Kräfte in einem Um-
feld wachsender Frustration und Desillusion mit dem Westen und der internationalen Gemein-
schaft schwerer haben werden, ihre Werte zu verbreiten. 
 
Syrien: Das syrische Regime und dessen Anhänger werden mit jedem Tag, den dieser Krieg an-
dauert und die internationale Gemeinschaft Israel gewähren lässt, innenpolitisch und im regio-
nalen Kräftemessen gestärkt. Im innerarabischen Wettbewerb um die Führungsrolle in der Regi-
on hat Syrien es verstanden, die Herrscher des anderen Lagers erfolgreich als amerikanische oder 
israelische Marionetten zu verspotten und sich selbst als kompromisslose Wahrer arabischer 
Rechte und als Führungsspitze der arabischen Widerstandsbewegung zu positionieren. 
 
Für das durch die Minderheit der Alawiten dominierte syrische Regime ist dies von existenzieller 
Bedeutung. Vor wenigen Jahren noch fürchtete es aufgrund der internationalen Untersuchung 
im Mordfall Hariri, der US-Agenda im Nahen Osten sowie der politischen Unzufriedenheit breiter 
Bevölkerungsschichten im eigenen Land, den Sturz des eigenen Regimes. 
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Algier: Einheitliche Entrüstung, unterschiedliche Strategien im Maghreb 
 
So einheitlich die Entrüstung über den Angriff Israels und das Leid der Zivilbevölkerung in Ma-
rokko, Algerien und Tunesien auch sind, im politischen Umgang mit dem Konflikt treten doch 
deutliche Unterschiede hervor. Die zentrale Herausforderung für diese Staaten besteht darin, 
dass eine Unterscheidung zwischen dem Protest gegen das menschliche Leid, das der israelische 
Angriff verursacht und Sympathiekundgebungen für die islamistische Hamas kaum möglich ist. 
So erklärt sich der unterschiedliche Umgang mit dem Druck der öffentlichen Meinung in den 
Ländern des Maghreb durch die individuell unterschiedlichen Strategien im Umgang mit isla-
mistischen Tendenzen allgemein. 
 
Algerien: Seit dem Ende des Bürgerkriegs der 1990er Jahre hat sich in Algerien ein fragiles 
Gleichgewicht der Kräfte zwischen dem Regime der sich aus dem antikolonialen Befreiungs-
kampf legitimierenden Nationalen Befreiungsfront FLN und den Islamisten der verbotenen „Front 
Islamique de Salut“ (FIS) entwickelt, dem mit dem Amnestiegesetz 2006 ein rechtlicher Rahmen 
gegeben wurde. Dieses unbequeme Gleichgewicht wird seitdem immer wieder durch das Auf-
flammen von Scharmützeln der Sicherheitskräfte und Anschlägen von islamistischen Gruppen in 
Frage gestellt.  
 
Der öffentliche Protest über die Angriffe Israels auf Gaza entwickelt sich in dieser politischen 
Gemengelage Algeriens zum Spielball dieser Kräfte. Lange hat sich die algerische Regierung da-
gegen gewehrt, die weiterhin gültigen Notstandsgesetze auszusetzen und Demonstrationen zu 
erlauben. Erst zwei Wochen nach dem Beginn der Kampfhandlungen wurde eine öffentliche 
Versammlung genehmigt, bei der sich das politische Gesamtbild und sein explosives Potenzial 
deutlich zeigten. Das Regime versuchte spät und reichlich unbeholfen, sich an die Spitze der 
Proteste zu setzen; zum 9. Januar wurde von den Regierungsparteien und den staatlichen Ge-
werkschaften zu einem Protestmarsch durch Algier aufgerufen: Hunderttausende fanden sich 
nach dem Freitagsgebet auf den Strassen zusammen. Dabei wurde schnell deutlich, dass dabei 
vor allem Anhänger der Islamisten unter den überwiegend jungen Teilnehmern die Demonstrati-
on nutzten, Spielräume auszutesten. Nur mit massivem Einsatz von Sicherheitskräften konnte 
die aufgeladene Menge zerstreut werden, deren Zorn sich wenig überraschend auch gegen die 
Verhältnisse im eigenen Land zu wenden drohte. Dieses Potenzial zur Destabilisierung ist den 
säkularen politischen Akteuren nur zu bewusst. So haben sich bislang weder der Präsident noch 
moderate Oppositionsparteien zu den Ereignissen geäußert. 
 
Marokko: Auch in Marokko zeigt sich, trotz geografischer Distanz und kultureller Unterschiede, 
eine enge Verbundenheit der Öffentlichkeit mit dem Schicksal der in Gaza lebenden Palästinen-
ser. Alle großen Parteien haben den Palästina-Konflikt in ihr Parteiprogramm aufgenommen. 
Alle politischen Gruppierungen protestieren Seite an Seite miteinander gegen den Angriff Israels 
auf Gaza. Die gemäßigten marokkanischen Islamisten sind dabei mit von der Partie, ohne dass 
sie im Protest als Konkurrenten der anderen Parteien auftreten oder gar die Monarchie in Frage 
stellen. Hier zeigt sich erfolgreich die marokkanische Strategie der Einbindung systemkonformer 
islamistischer Parteien. 
 
Die vergleichsweise starken liberalen Parteien in Marokko haben in Teilbereichen die Initiative 
des Protestes übernommen, so bei der Organisation einer Kundgebung weiblicher Parlamentarier 
vor dem Büro der Vereinten Nationen in Marokko. Andererseits ist immer deutlicher die Stimme 
wenig moderater Islamisten zu vernehmen, die mit antijüdischen Slogans und  direkter  verbaler  
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Unterstützung für die Hamas die Protestbewegungen infiltrieren. Auch die Feiern zum Jahresen-
de, die im relativ toleranten Marokko traditionell Anlass zu ausgelassenem Beisammensein bie-
ten, spiegeln den Trend wider: Viele öffentliche Veranstaltungen wurden abgesagt, auch der 
Verkauf von Alkohol zum Jahreswechsel ist nach Schätzungen um ein Viertel gesunken. Am Ende 
bleibt der Eindruck zurück, dass die einigermaßen lebhafte politische Öffentlichkeit in Marokko 
es bislang schafft, den extremeren politischen Strömungen im Land Einhalt zu gebieten. 
 
Tunesien: Der tunesische Präsident Ben Ali lässt in seinem Land zivilgesellschaftliches Engage-
ment im Keim ersticken. Dies hat dazu geführt, dass islamistische Bewegungen hier keine nen-
nenswerte Größe erreicht haben und Tunesien - bis auf die spektakulären Anschläge in Djerba 
2002 - vom Terrorismus weitgehend verschont blieb. Demonstrationen werden staatlich ange-
ordnet; durch „Kompartmentalisierung“ entlang der Berufsgruppen und anderer gesellschaftli-
chen Organisationen ist die Entwicklung einer Massenbewegung von vornherein ausgeschlossen. 
 
Offizielle Stellen und die nach Quoten in das politische System eingebundenen Oppositionspar-
teien beten ordnungsgemäß die Entrüstung über die Situation in Gaza herunter um gleich dar-
auf zur Tagesordnung überzugehen. Der Präsident schickt Sympathiebekundungen und einzelne 
Hilfslieferungen gen Gaza und bedankt sich bei seinem Volk für das Mitgefühl mit den Palästi-
nensern. Jeden Tag werden junge Leute einzeln pro Schule und pro Fakultät auf die Straße ge-
schickt um jeweils von Lehrern, Richtern, Ärzten und anderen „Corps“ nach einem vorgegebenen 
Wochenplan in ihrer Pflichterfüllung begleitet zu werden. Dank der quasi-totalen Kontrolle des 
öffentlichen Lebens, schafft es das Regime Ben Ali, den Protest nach seinen eigenen Zielen zu 
orchestrieren und inszeniert sich als Hüter der internationalen Moral. 
 
 
Istanbul: Anti-israelische Stimmung (fast) überall 
 
Die Reaktionen in der Türkei auf die Militäroffensive Israels im Gaza-Streifen fielen sehr heftig 
aus. Sowohl die Regierungspartei als auch die türkische Öffentlichkeit brachten und bringen ihre 
Haltung immer noch deutlich zum Ausdruck. Die Regierungspartei AKP bezog direkt nach der 
Offensive Israels klar Stellung gegen Israel. In seiner sehr scharfen Kritik bezeichnete Minister-
präsident Erdogan die Offensive als ‘Verbrechen gegen die Menschheit’ und als ‘einen Schlag 
gegen den Frieden’, den die Türkei gefördert hatte. Daher sei der Angriff auch ein Ausdruck von 
Respektlosigkeit gegenüber der Türkei. Auch der türkische Präsident Gül verurteilte die Offensive 
als unverantwortlich gegenüber der gesamten Region und gegenüber der neuen US-Regierung. 
Ein weiterer Vorwurf der türkischen Regierung bestand darin, dass Israel sie über ihre Pläne 
nicht informiert hatte. Es wird in der Presse sogar davon gesprochen, dass die Türkei hintergan-
gen worden sei, da die Pläne schon seit sechs Monaten bestanden hätten, und Olmert die türki-
sche Regierung während eines Treffens in diesem Zeitraum nicht informiert habe. Die Bodenof-
fensive wurde ebenfalls von der Regierung aufs schärfste kritisiert. 
 
In aktuellen Äußerungen im türkischen Parlament verteidigt Erdogan seine strikte Haltung ge-
genüber Israel mit der Erklärung, dass er lediglich ‚als Mensch und als Muslim reagiere‘. Erdo-
gans Vorwürfe gipfelten in der Anschuldigung, Israel würde den Krieg nutzen, um Wahlkampf zu 
betreiben, eine selbstkritische Reflexion seines eigenen Agierens, die seine Äußerungen und reli-
giöse Argumentation („unsere muslimischen Brüder in Gaza“) mit Blick auf die religiös-konser-
vativen Regionen im Osten der Türkei als  Wahlkampf  für  die  Kommunalwahlen interpretieren 
 
  9 
 
 
könne, liegt dem türkischen Ministerpräsidenten sehr fern. Vielmehr griff er Oppositionsparteien 
und bestimmte Medien für ihr Hinterfragen seiner Haltung stark an. 
 
Die Reaktionen der türkischen Öffentlichkeit, der Nicht-Regierungsorganisationen und des Ver-
braucherverbandes waren ebenfalls stark anti-israelisch gefärbt. Zu Beginn der Offensive waren 
in allen großen Städten Tausende von Menschen auf der Straße um ihrer Solidarität mit Palästi-
na Ausdruck zu verleihen. Kleinere Demonstrationen gegen Israel finden täglich statt. Die Rheto-
rik der Demonstranten ist sehr scharf und außerdem muslimisch geprägt; Israelische Flaggen 
werden verbrannt, der Koran wird rezitiert, die Ausreise des israelischen Botschafters wird ver-
langt und vieles mehr. Zu den Protestaktionen rufen Studenten, Nicht-Regierungsorganisationen 
und kleinere muslimische Parteien auf. Auch der Verbraucherverband (Consumer Association) 
nimmt an den Protestaktionen teil indem er zu einem Boykott von Produkten aus Israel, Großbri-
tannien und den USA aufruft. Kurzum: die türkische Öffentlichkeit sieht die Schuld einseitig bei 
Israel. 
  
Zu dieser Einstellung der Öffentlichkeit tragen die regierungsnahen Medien einen großen Teil 
bei. Diese übernehmen die anti-israelische Rhetorik der AKP und vor allem der arabischen Me-
dien eins zu eins und verstärken diese. Kein Tag vergeht ohne Horrormeldungen mit schreckli-
chen Fotos aus dem Gaza-Streifen in den Zeitungen. Die Berichterstattung der Medien be-
schränkt sich auf die desaströsen Folgen für die Zivilbevölkerung in Gaza und vernachlässigt den 
kritischen Blick auf die Geschehnisse bzw. die schlimmen Folgen für Israel. Anders ist es in der 
englischen Version der Tageszeitung Hürriyet. Dort finden sich neben den Schreckensnachrichten 
immerhin einige kritische Artikel beispielsweise über die Gefahr einer anti-semitischen Bewe-
gung in der Türkei. Dennoch wird in beiden Medienlagern weitgehend darauf verzichtet, die 
Hamas als Terrororganisation oder ähnliches darzustellen. 
 
In der Türkei dominiert das einseitige Bild der armen, unterdrückten Palästinensern in Gaza, de-
nen unbedingt geholfen werden muss. Die Regierungspartei hat eindeutig Stellung bezogen und 
wird davon auch nicht abrücken. Das türkische Militär, das eine wichtige Rolle spielt, ist in die-
ser Angelegenheit nicht auffallend auf die Bühne getreten und hat sich auch nicht zu den mar-
kigen Worten des Regierungschefs geäußert. 
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